
   Protokoll-Nr. 20/57 

20. Wahlperiode 

 
 

Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode  Seite 1 von 19 

 
 

 

Wortprotokoll 
der 57. Sitzung 

 

 Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Berlin, den 27. März 2023, 14:32 Uhr 
10557 Berlin, Konrad-Adenauer-Str. 1 
Paul-Löbe-Haus, Sitzungssaal E. 800 

Vorsitz: Klaus Ernst, MdB 

Tagesordnung - Öffentliche Anhörung 

 

  
 

 

 Einziger Tagesordnungspunkt Seite 5 

Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Energiesicherungsgesetzes und des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

BT-Drucksache 20/5993 

Hierzu wurde verteilt: 
20(25)312 Stellungnahme 
20(25)313 Stellungnahme 
20(25)317 Stellungnahme 
20(25)320 Stellungnahme 
20(25)321 Stellungnahme 
20(25)322 Zusammenstellung 
 

 

Federführend: 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

Mitberatend: 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss (mb und § 96 GO) 

 
 

 
 



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 57. Sitzung 
vom 27. März 2023 

Seite 2 von 19 

 
 

Sachverständigenliste 

Dr. Patrick Abel, Akademischer Rat a.Z.1 
Universität Passau 
Lehrstuhl für Staats- und Verwaltungsrecht, Europarecht, 
Europäisches und Internationales Wirtschaftsrecht 

Prof. Dr. Till Patrik Holterhus2 
Leuphana Universität Lüneburg 

Dr. Hermann Müller, LL.M. (The University of Edinburgh)3 
CMS Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwälten und Steuerberatern mbB 

Dr. Maximilian Rinck4 
Abteilungsleiter Handel und Beschaffung 
Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. (BDEW) 

Ines Schwerdtner5 
Gründerin der Bewegung „Genug ist Genug“ und Chefredakteurin des Jacobin-Magazins 
Genug ist Genug 

Prof. Dr. Henning Vöpel6 
Vorstand sop / Stiftung Ordnungspolitik 
Direktor cep / Centrum für Europäische Politik 

  

 
1 Benannt durch die Fraktion der SPD 
2 Benannt durch die Fraktion der SPD 
3 Benannt durch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
4 Benannt durch die Fraktion der CDU/CSU 
5 Benannt durch die Fraktion DIE LINKE. 
6 Benannt durch die Fraktion der FDP 



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 57. Sitzung 
vom 27. März 2023 

Seite 3 von 19 

 
 

Anwesenheit laut Unterschriftenliste oder Rückmeldung bei digitaler Teilnahme: 

Mitglieder des Ausschusses 

 Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder 
SPD Bergt, Bengt 

Hümpfer, Markus 
Kleebank, Helmut 
Rimkus, Andreas 
Scheer, Dr. Nina 
Zschau, Katrin 

 

CDU/CSU Gramling, Fabian 
Helfrich, Mark 
Jung, Andreas 
Koeppen, Jens 
König, Anne 
Lenz, Dr. Andreas 
Weiss, Maria-Lena 

Gebhart, Dr. Thomas 
Grundmann, Oliver 
 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Herrmann, Bernhard  

FDP Kruse, Michael  
AfD Hilse, Karsten 

Kotré, Steffen 
 

DIE LINKE. Ernst, Klaus 
Lenkert, Ralph 

 

 
  



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 57. Sitzung 
vom 27. März 2023 

Seite 4 von 19 

 
 

 

 
Bundesrat 
Land Name 
Baden-Württemberg Kopf, Tobias 
Bayern Merkle, Dr. Lucie 
Niedersachsen Abeling, Wiebke 
Sachsen Walter, Sebastian 
Sachsen-Anhalt Hannemann, Dr. Henrik 
Schleswig-Holstein Deil, Franziska 

 
Ministerium bzw. Dienst-
stelle 

Name Amtsbezeichnung 

BMWK Kellner, Michael PStS 
BMWK Steinig, Dr. Karsten RDir 
BMWK Solbach, Dr. Thomas MDG 
BMWK Modes, Julia MRin 
BWMK Pfister, Jonas RR 
BMWK Mertens, Marina RRin 

 
Mitarbeiter Verwaltung 
Referat Name 
IK 5 Müller, Volker 

Schmidt, Michael 
 
 

 

Fraktionsmitarbeiter 
Fraktion Name 
SPD Werner, Dr. Gabriele 
CDU/CSU Wißborn, Jan-Peter 

Schmidt, Falk 
Matzke, Philipp 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Vuorimäki, Maarit 

FDP Hentrich, Steffen 
Koch, Michael 

DIE LINKE. Aß, Sophie-Marie 
Kühne, Judith 



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 57. Sitzung 
vom 27. März 2023 

Seite 5 von 19 

 
 

Einziger Tagesordnungspunkt 

Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Energiesicherungsgesetzes und des  
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

BT-Drucksache 20/5993 

Der Vorsitzende: Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ich bitte Sie dann, die Plätze wieder einzuneh-
men, damit wir mit der zweiten Anhörung fortfah-
ren können. Ich begrüße Sie recht herzlich zu un-
serer heutigen öffentlichen Anhörung im Aus-
schuss für Klimaschutz und Energie. Gegenstand 
der Anhörung ist der Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Energiesicherungsgesetzes und des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
BT-Drucksache 20/5993. 

Ich begrüße recht herzlich die Damen und Herren 
Sachverständigen, die unserem Ausschuss heute 
zur Verfügung stehen. Recht herzlichen Dank, 
dass Sie da sind. Ich rufe Sie für das Protokoll 
auch noch einmal einzeln auf. Als erstes 
Dr. Patrick Abel, Akademischer Rat auf Zeit von 
der Universität Passau, Lehrstuhl für Staats- und 
Verwaltungsrecht, Europarecht, Europäisches und 
Internationales Wirtschaftsrecht, herzlich will-
kommen. Prof. Dr. Till Patrik Holterhus von der 
Leuphana Universität Lüneburg, herzlich will-
kommen. Dr. Hermann Müller, LL.M. (The Uni-
versity of Edinburgh) Rechtsanwalt bei CMS 
Hasche Sigle Partnerschaft von Rechtsanwälten 
und Steuerberatern mbB, herzlich willkommen. 
Dr. Maximilian Rinck, Abteilungsleiter Handel 
und Beschaffung beim Bundesverband der Ener-
gie- und Wasserwirtschaft e. V. (BDEW), herzlich 
willkommen. Frau Ines Schwerdtner, Gründerin 
der Bewegung „Genug ist Genug“ und Chefredak-
teurin des Jacobin-Magazins Genug ist Genug, 
herzlich willkommen. Und Prof. Dr. Henning  
Vöpel, Vorstand Stiftung Ordnungspolitik, recht 
herzlich willkommen. 

Ich begrüße alle Abgeordneten, die heute anwe-
send oder zugeschaltet sind. Für die Bundesregie-
rung den parlamentarischen Staatssekretär 
Michael Kellner, der ebenfalls digital zugeschaltet 
ist, recht herzlich willkommen. Dann die Vertrete-
rinnen und Vertreter der Länder, der Medien und 

natürlich auch unsere Gäste, die unserer Anhö-
rung heute folgen. Wir haben heute eine kürzere 
Anhörung als sonst, deshalb einige Hinweise. Am 
Anfang erhalten Sie, die Sachverständigen, drei 
Minuten für eine Einführung. Dann folgen zwei 
Fragerunden, einmal mit vier Minuten und in der 
zweiten Runde mit drei Minuten für Frage und 
Antwort. Ich bitte, die Zeit einzuhalten. Je kürzer 
die Frage desto ausführlicher die Antwort. Dann 
die Bitte, auch wie immer, für die Kolleginnen 
und Kollegen, die die Fragen stellen wollen, bitte 
sagen Sie zu Beginn, wem Sie die Frage stellen 
wollen, damit wir dann auch den richtigen Sach-
verständigen aufrufen. Das werde ich dann immer 
machen, damit das Protokoll auch weiß, wer 
spricht. Die schriftlichen Stellungnahmen der 
Sachverständigen sind als Ausschussdrucksachen 
verteilt worden, stehen allen zur Verfügung. Es 
wird ein Wortprotokoll erstellt. Damit können wir 
beginnen. Als erstes gebe ich den Sachverständi-
gen das Wort für eine Einführung von drei Minu-
ten, als erstes Herr Dr. Abel bitte. 

SV Dr. Patrick Abel (Universität Passau): Vielen 
Dank Herr Vorsitzender. Ich möchte mich zu-
nächst für die Einladung bedanken. In meinem 
Eingangsstatement möchte ich in einem Überblick 
den Gesetzentwurf kurz rechtlich bewerten. Der 
vorgeschlagene neue Paragraf 17b würde einen 
Teil eines Gesamtkonzepts des EnSiG bilden, das 
Rechtsgrundlagen für besondere Maßnahmen im 
Krisenfall gegenüber Unternehmen der kritischen 
Infrastruktur vorsieht. Das ist grundsätzlich zu be-
grüßen. Die Energieversorgungssicherheit ist ein 
wichtiges Verfassungsrechtsgut und für das Funk-
tionieren unserer Gesellschaft unerlässlich. In 
einer Versorgungskrise darf der Staat deshalb aus-
nahmsweise in die Freiheiten privater Energieun-
ternehmen unter bestimmten Voraussetzungen 
eingreifen. Dies gilt insbesondere gegenüber exter-
nen Manipulationen der Energieversorgung, wie 
sie sich im Verhalten der Russischen Föderation 
im Zuge des Angriffskriegs gegen die Ukraine ge-
zeigt haben. Die Rechtmäßigkeit besonderer Ein-
griffe hat unlängst das Bundesverwaltungsgericht 
für die Anordnung der Treuhandverwaltung nach 
Paragraf 17 EnSiG bestätigt. Paragraf 17b erweitert 
und präzisiert für solche Fälle die staatlichen Ein-
griffsbefugnisse. Die neue Vorschrift kann die Ver-
hältnismäßigkeit staatlichen Handelns befördern, 
denn sie erlaubt mildere Maßnahmen gegenüber 
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unter Treuhand stehender Unternehmen im Ver-
gleich zu den bestehenden rechtlichen Befugnis-
sen. Es verbleiben jedoch rechtliche Detailprob-
leme, die bei falscher Anwendung des EnSiG zu 
rechtwidrigen Einzelmaßnahmen führen können. 
Ich möchte heute zwei Punkte herausstellen. Ers-
tens sind zu weitgehende Ausnahmen von der 
Anhörung von Unternehmen vorgesehen, bevor in 
ihre Rechte eingegriffen wird. Der Staat kann be-
reits bei unverhältnismäßigem Aufwand hiervon 
absehen. Mit Blick auf die erheblichen Belastun-
gen für die betroffenen Unternehmen erscheint 
dies verfassungsrechtlich hochproblematisch. 
Zweitens können die Vorschriften einen irrefüh-
renden Eindruck über die Frage erzeugen, wann 
und wieso eine Entschädigungspflicht gegenüber 
Unternehmen entstehen kann. Der Gesetzestext 
macht sich die Sache zu einfach. Hierfür sind ne-
ben dem Verfassungsrecht auch das europäische 
Recht und das Völkerrecht relevant. Der Gesetzes-
text nimmt diese verschiedenen Rechtsebenen 
nicht ausreichend in den Blick. Er suggeriert, dass 
der Staat kategorisch von einer Entschädigung 
nach Maßgabe des deutschen Rechts absehen 
kann. Ein solcher pauschaler Ausschluss – der 
also eine nähere Prüfung einer Entschädigung von 
vorneherein entbehrlich macht – dürfte aber fast 
nie angemessen sein. Das gilt insbesondere mit 
Blick auf völkergewohnheitsrechtliche Ansprü-
che, die bisher unerwähnt bleiben. 

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Herr 
Prof. Dr. Holterhus, bitte. 

SV Prof. Dr. Till Patrik Holterhus (Leuphana  
Universität Lüneburg): Vielen Dank Herr Vorsit-
zender. Sehr verehrte Damen und Herren Abge-
ordnete, ich beginne mein Eingangsstatement mit 
der Kurzzusammenfassung aus meiner Stellung-
nahme. Paragraf 17b Absatz 4 Satz 2 (n. F.) in Ver-
bindung mit Paragraf 21 Absatz 1 Satz 2 EnSiG 
schließt eine Enteignungsentschädigung für die 
staatlich angewiesene Übertragung von Vermö-
gensgegenständen aus, wenn es sich bei dem be-
troffenen Unternehmen um eine ausländische  
oder von fremden Staaten beherrschte inländische 
juristische Person handelt. Dies konfligiert mit Ar-
tikel 25 Grundgesetz und der allgemeinen Regel 
des Völkerrechts, nach der Ausländern bei Enteig-
nung Entschädigung zu gewähren ist. Paragraf 17b 

Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit Paragraf 21 Ab-
satz 1 Satz 2 EnSiG kann daher insoweit keine 
Anwendung finden und sollte abgeändert werden, 
um einen falschen Anschein und eine sich daraus 
möglicherweise ergebende fehlerhafte Anord-
nungspraxis zu vermeiden. Einen Vorschlag dazu 
habe ich in meiner Stellungnahme gemacht. 
Gleichwohl muss es nicht bei jeder Enteignung 
kritischer Energieinfrastruktur auch zwingend zu 
einer Entschädigungszahlung durch die Bundesre-
publik Deutschland kommen. Insbesondere in Fäl-
len, in denen ausländisch beherrschte kritische 
Energieinfrastruktur gezielt instrumentalisiert 
wird, um die deutsche Energieversorgung zu de-
stabilisieren, bildet der Rechtsgedanke des Mitver-
schuldens insoweit eine denkbare Lösung, um 
eine Entschädigung der Höhe nach bis auf null zu 
reduzieren. Gleichwohl handelt es sich hierbei le-
diglich um einen Teilaspekt, der mit dem EnSiG 
verbundenen Fragen des Verfassungs-, Unions- 
und Völkerrechts und auch des Investitions-
schutzrechts. Wichtig ist es insoweit, stets das 
ganze Bild zu sehen. Wir werden sicherlich Gele-
genheit haben, dies im Rahmen der Fragen zu dis-
kutieren. Herzlichen Dank. 

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich auch. Herr 
Dr. Müller bitte. 

SV Dr. Hermann Müller (CMS Hasche Sigle): 
Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender. Paragraf 17b 
ist, wie schon von meinen Vorrednern dargelegt, 
ein Teil des Energiesicherungsgesetzes. Er wird 
im Kapitel 2 des Energiesicherungsgesetzes veror-
tet sein. Kern der Regelung in Kapitel 2 ist die Sta-
bilisierung von Unternehmen der kritischen Infra-
struktur im Sektor Energie, die ihre Aufgaben aus 
eigener Kraft nicht mehr erfüllen können. Das Ka-
pitel 2 enthält im Wesentlichen drei Maßnahmen-
kataloge. Zunächst die Stabilisierungsmaßnahmen 
nach Paragraf 29 auf Antrag und mit Zustimmung 
des betroffenen Unternehmens. Dann die Treu-
handverwaltung nach Paragraf 17 und eine Enteig-
nung nach Paragraf 18, wobei die Enteignungsvor-
schriften angelehnt sind an das sogenannte Ret-
tungsübernahmegesetz des Jahres 2009. Sie sind 
also nicht erst im Mai 2022 in Kraft getreten, son-
dern haben ein Vorbild, ein Muster bereits im 
Jahr 2009. Der neue Paragraf 17b setzt eine beste-
hende Treuhandverwaltung voraus und knüpft 
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daran an. Bei der Durchführung einer Treuhand-
verwaltung kann sich im Einzelfall die Notwen-
digkeit ergeben, einzelne Vermögensgegenstände 
des Unternehmens zu übertragen. Das ist nach Pa-
ragraf 17 nur unter ganz bestimmten Vorausset-
zungen möglich, nämlich zum Werterhalt und zur 
Fortführung des Unternehmens. Diese Beschrän-
kungen sind folgerichtig, weil Paragraf 17 nur die 
Sozialbindung des Eigentums aus Artikel 14 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes konturiert und näher 
ausformt. Der neue Paragraf 17b geht darüber hin-
aus und ist eine Maßnahme nach Artikel 14 Ab-
satz 3, für die dann auch eine Entschädigung zu 
leisten ist. Der neue Paragraf 17b ist, anders als 
die eher klassische Enteignung nach Paragraf 18, 
seinem Wesen nach kein hoheitliches Verfahren, 
sondern ein privatrechtlicher Verkaufsvorgang, 
der am Ende durch einen zustimmenden Verwal-
tungsakt flankiert und beendet wird. Erwerber des 
Vermögensgegenstandes können private Unter-
nehmen sein oder im Einzelfall auch der Bund 
selbst. Bei einem funktionierenden Markt ent-
spricht der Kaufpreis zugleich dem Verkehrswert, 
sodass vom Bund keine darüber hinausgehende 
Entschädigung zu zahlen ist. Erwirbt der Bund, 
hat er das unter Treuhandverwaltung stehende 
Unternehmen zum Verkehrswert zu entschädigen. 
Für die Entschädigung verweist der Paragraf 17b 
auf die bestehenden Vorschriften der Paragra-
fen 18 folgende des Energiesicherungsgesetzes, 
setzt also kein neues Recht, sondern setzt auf das 
auf, was der Gesetzgeber vor einem Jahr bereits er-
lassen hat. Die Entschädigung regelt sich im Ein-
zelnen entweder nach Artikel 14 des Grundgeset-
zes oder nach bestehenden völkerrechtlichen Ver-
trägen, die der Bund in der Vergangenheit ge-
schlossen hat. 

Der Vorsitzende: Herr Müller, Ihre Redezeit wäre 
vorbei. Sie kriegen sicher noch eine Frage Herr 
Müller. Wenn wir da anfangen, dann wird es  
uferlos. Sie kriegen sicher noch eine Frage, dann 
können sie das noch einbeziehen. Dankeschön 
Herr Müller. Als nächstes Herr Dr. Rinck bitte. 

SV Dr. Maximilian Rinck (BDEW): Sehr geehrter 
Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren. Mit 
der Novelle des EnSiG soll dem Bund im Sinne 
der Sicherung der Energieversorgung nun mehr 
Handlungsspielraum im Rahmen einer Treuhand-
verwaltung eröffnet werden und das ist aus Sicht 

des BDEW grundsätzlich nachvollziehbar und es 
ist auch nachvollziehbar umgesetzt. Aber, wichtig 
sind darüber hinaus weitere Anpassungen in den 
Entschädigungsregelungen im EnSiG, die umge-
setzt werden sollten, die aber derzeit leider und 
leider auch trotz vielfacher Hinweise aus der 
Branche nicht Bestandteil des Gesetzentwurfes 
sind. Die Änderungen betreffen die möglicher-
weise notwendigen Entschädigungen für die  
Bilanzkreisverantwortlichen. Diese sollten im 
Falle einer Verfügung durch den Bundeslastvertei-
ler, also die Bundesnetzagentur, in einer Gasman-
gelsituation zeitnah den Wert der ersatzweise be-
schafften Gasmengen als Entschädigungen ersetzt 
bekommen. Nun ist das Verfügungskonzept der 
Bundesnetzagentur derart, dass die durch Ver-
brauchsreduktion der Netzverbraucher verfügbar 
gemachten Gasmengen aus dem Bilanzkreis der 
betroffenen BKV heraus und in den Bilanzkreis 
des Bundeslastverteilers eingebucht werden und 
die betroffenen BKV bleiben trotzdem verpflich-
tet, diese Mengen weiter am Markt zu beschaffen, 
auch wenn sie von ihren Kunden eigentlich nicht 
verbraucht werden. Dadurch besteht nun ein er-
hebliches Risiko von Vermögensschäden, denn 
die BKV würden verpflichtet, das nicht nur zu be-
schaffen, sondern das auch auf einem hochgradig 
dynamischen, volatilen und angebotsknappen 
Markt zu beschaffen. Den hohen Beschaffungskos-
ten am Markt stehen anderseits aber keine Erlöse 
gegenüber, denn für Mengen, die ihre Kunden 
nicht abnehmen, können sie auch keine Rechnun-
gen stellen. Es kann existentielle Folgen haben, 
nicht nur für die BKV. Für diese entsteht unmit-
telbar eine Liquiditätslücke, die in dem dynami-
schen Umfeld einer Gasmangellage sehr schnell 
insolvenzbedrohliche Ausmaße erreichen kann. 
Die Insolvenz eines oder mehrerer Bilanzkreisver-
antwortlicher hätte wiederum unmittelbare Aus-
wirkungen auf andere mit diesen verbundenen 
Marktteilnehmer. Sie erinnern sich an die Diskus-
sion der Kaskadeneffekte in der ersten Novelle des 
EnSiG im letzten Jahr. Das ist genau dieser Effekt, 
den wir eigentlich dort vermeiden wollten, der 
nun wieder auftaucht. Die Gasmangellage an sich 
könnte dadurch massiv verschärft werden. Wir 
haben einen konkreten Änderungsvorschlag aus-
formuliert und wiederholt im Gesetzgebungspro-
zess eingebracht. Das möchte ich gerne in vier 
Punkte zusammenfassen. Erstens: Stellen sie bitte 
klar, wer in diesem Fall der Begünstigte ist gegen 
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den ein BKV zeitnah seinen Entschädigungsan-
spruch durchsetzen kann. Zweitens: Stellen sie 
bitte klar, wie die konkreten Entschädigungen zu 
brechen sind, insbesondere dann, wenn eine ein-
deutige Zuordnung auch innerhalb eines Portfo-
lios möglich ist. Das ist momentan sehr unbefrie-
digend geklärt. Drittens: Übernehmen sie bitte die 
Systematiken und Formulierungen des Paragra-
fen 11a in den Paragrafen 11. In dem Paragra-
fen 11a ist der Sachverhalt für Gasspeicher hinrei-
chend und sehr gut gelöst. Viertens: Bitte ergän-
zen sie den Paragrafen 12 um diese Regelungen, 
sodass auch keine weiteren Unsicherheiten beste-
hen, ob ein erfolgter Eingriff der Bundesnetzagen-
tur in die Bilanzkreise durch Individualverfügung 
tatsächlich nunmehr eine Enteignung nach Para-
graf 11 des Energiesicherungsgesetzes darstellt. 
Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich auch, Frau 
Schwerdtner bitte. 

SV Ines Schwerdtner („Genug ist Genug“): Vielen 
Dank Herr Vorsitzender, liebe Damen und Herren. 
Ich kann mich in Teilen meinen Vorrednern an-
schließen. Das Handlungsinstrumentarium, das 
jetzt zur Verfügung gestellt wird durch den Para-
grafen 17b, ist erst einmal zu begrüßen, bezie-
hungsweise er ist auch einfach notwendig gewor-
den und weist eine geringere Enteignungstiefe auf 
als der Paragraf 18. Gleichzeitig lässt trotzdem 
auch der Paragraf 17b zwei Optionen zu, nämlich 
– da kann ich anschließen an das, was Herr 
Dr. Müller gesagt hat – den Weiterverkauf an pri-
vate oder öffentliche Unternehmen oder den 
Bund. Ich möchte hier noch einmal feststellen, 
weil wir uns innerhalb dieses Paragrafen in einer 
sehr juristischen Debatte bewegen, dass ich nicht 
so sehr über die juristischen Fragen sprechen 
werde und auch nicht so sehr über die Fragen der 
Entschädigungshöhe, weil ich ihnen aus einer 
politischen Kampagne zu Immobilienunterneh-
men sagen kann, dass die Frage der Entschädi-
gungshöhe auch nicht ganz geklärt ist und der 
rechtlichen Frage nachsteht. Aber das nur in 
Klammern dazu, nämlich, dass es in erster Linie 
eine politische Entscheidung ist, ob die Unterneh-
men in der öffentlichen Hand verbleiben oder ob 
sie an private Unternehmen weiterverkauft wer-
den. Insofern ist angesichts der Schwere und auch 

der Brisanz der Lage, – das hat ja auch mein Vor-
redner schon gesagt, niemand kann absehen, wie 
dieser Krieg weitergeht oder wie sich die Energie-
versorgung weiter darstellt. Und insofern ist für 
mich erst einmal gar nicht ersichtlich, warum 
nicht weiter der Bund für die Energieversorgung 
hauptsächlich und als einziger Anteilseigner hier-
für zuständig sein soll im Interesse des Allgemein-
wohls. Insofern würde ich über die Gesetzesvor-
lage, die hier vorliegt, hinausgehen und fragen: 
Wenn nicht sowieso schon nach Artikel 14 die 
Enteignung oder die Treuhandverwaltung stattge-
funden hat, warum man nicht auch weiterhin auf 
Grundlage des Grundgesetzes, Artikel 15, auch die 
Unternehmen in die öffentliche Hand beziehungs-
weise in Gemeineigentum überführen kann und 
so auch eine gewisse demokratische und auch 
politische Kontrolle über den Energiesektor hat. 
Auch hier hat mein Vorredner gerade schon ge-
sagt, dass man eigentlich nur so eine Versorgung 
sicherstellen kann. Zusätzlich ist die Zerstücke-
lung und Privatisierung, darauf können wir viel-
leicht dann später noch einmal eingehen, vor dem 
Hintergrund dieses Krieges überhaupt nicht ziel-
führend. Insofern würde ich sagen, auch noch dar-
über hinaus, nicht nur in der akuten Lage, son-
dern auch, was die Erfordernisse einer sozialöko-
logischen Transformation angeht. Die Energiesi-
cherheit ist keine Frage nur dieses Krieges, son-
dern auch darüber hinaus eine Frage der Kontrolle 
und Umgestaltung des Energiemarktes insgesamt. 
Insofern würde ich sagen, dass man diesen histo-
rischen Moment, wenn man so will, wenn man 
ohnehin das Energiesicherheitsgesetz ändern 
muss, nicht darauf hin befragt, ob es nicht mög-
lich wäre, jetzt betreffende Unternehmen nicht 
gleich in Gemeineigentum zu überführen und da-
mit auch eine Transformation möglich zu machen. 
Dankeschön. 

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich auch. Als 
nächstes Herr Prof. Vöpel bitte. 

SV Prof. Dr. Henning Vöpel (Stiftung Ordnungs-
politik): Vielen Dank Herr Vorsitzender für die 
Einladung. Ich halte wie meine Vorredner die Er-
gänzung des Energiesicherungsgesetzes für be-
gründet und sachgerecht. Ich will allerdings zwei 
Anmerkungen machen. Punkt 1 betrifft die Über-
tragung von Vermögensgegenständen. Dort ist in 
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Paragraf 18 des Energiesicherungsgesetzes die Ent-
eignung geregelt von Unternehmen zur Sicherstel-
lung der Energieversorgung und dort wird die Ent-
eignung als Ultima Ratio bezeichnet und dort fin-
det sich auch ein Reprivatisierungsgebot. Und das 
fehlt in Paragraf 17. Dort wird das mildere Mittel 
einer Übertragung von Vermögensgegenständen 
aus treuhänderisch verwalteten Unternehmen ge-
regelt und hier sollte, nachdem in Phase 1 Krite-
rien festgelegt sind, nach denen eine Übertragung 
von Vermögensgegenständen stattfinden kann, 
sollte hier auch geregelt sein, nämlich in Phase 2, 
inwieweit der Rückzug, also die Rückführung die-
ser Vermögensgegenstände an den privaten Kapi-
talmarkt geregelt ist. Das fehlt gewissermaßen aus 
Symmetriegründen. Punkt 2 knüpft daran an, ist 
ein eher ökonomisches Argument. Es kann bei 
den privaten Akteuren zu adversen Effekten füh-
ren. Also wenn dort in Paragraf 17 geregelt ist, 
dass es zu einer Übertragung von Vermögensge-
genständen kommen kann, kann dies negative 
Wirkungen haben auf private Investitionen in Ver-
sorgungssicherheit. Das gilt es zu verhindern. In-
sofern noch einmal: In Paragraf 17 sollte die Rück-
führung an den privaten Kapitalmarkt geregelt 
sein, also klar definiert sein, nach welchen Krite-
rien der Staat sich hier zurückzieht. Das waren 
meine beiden Punkte, vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Danke. Wir kommen damit in 
die Debattenrunde und die erste Frage geht an die 
SPD. Herr Hümpfer bitte. 

Abg. Markus Hümpfer (SPD): Herr Vorsitzender 
meine Frage geht an Prof. Dr. Holterhus. Herr  
Holterhus, Sie sprachen in Ihrem Eingangsstate-
ment davon, dass die Problematik der Enteignung 
kritischer Energieinfrastruktur nicht nur aus der 
Perspektive des deutschen Rechtes zu betrachten 
ist, sondern insbesondere auch aus der Perspek-
tive des internationalen Rechtes und des Investi-
tionsschutzrechtes. Vielleicht könnten Sie das 
noch ein bisschen näher ausführen, vielleicht 
auch darauf eingehen, warum das Investitions-
schutzrecht so relevant ist bei dem Fall? 

Der Vorsitzende: Herr Prof. Holterhus bitte. 

SV Prof. Dr. Till Patrik Holterhus (Leuphana  
Universität Lüneburg): Ganz herzlichen Dank für 
die Frage. Das ist in der Tat eine entscheidende 

Frage im gesamten Kontext der Enteignungsvor-
schriften, die hier im Rahmen des EnSiG geschaf-
fen werden. Sie haben alle vielleicht schon vom 
internationalen Investitionsschutzrecht gehört. 
Für diejenigen, die es noch nicht haben, es han-
delt sich dabei um völkerrechtliche Regelungen, 
die meistens in bilateralen Verträgen zwischen 
zwei Staaten geschlossen werden. In denen sich 
die Staaten untereinander dazu verpflichten, die 
jeweils privaten Akteure des anderen Staates auf 
eine bestimmte Art und Weise im Gaststaat zu be-
handeln. Wenn also zum Beispiel die Bundesre-
publik Deutschland mit Russland einen investiti-
onsschutzrechtlichen Vertrag geschlossen hat, wie 
das der Fall ist, 1989, dann bedeutet das, dass be-
stimmte Regeln, die dort auf völkerrechtliche 
Ebene vereinbart wurden, eben für Deutschland 
gelten, wenn ein Investor aus Russland in 
Deutschland tätig wird. Was bedeutet das ganz 
konkret für unseren Fall oder die Fälle, denen wir 
uns hier ausgesetzt sehen, nämlich für den Eigen-
tumseingriff des deutschen Staates gegenüber 
Energieinfrastruktur, die sich entweder unter mit-
telbarer oder unmittelbarer Kontrolle durch den 
russischen Staat befindet? Dass diese Eigentums-
eingriffe nicht nur am Maßstab der deutschen Ver-
fassung zu messen sind und dort die Frage beant-
wortet wird, ob zum Beispiel eine Entschädigung 
gezahlt werden muss, ob es sich um eine Enteig-
nung handelt oder nur um eine Inhalts- und 
Schrankenbestimmung. All das sind Begriffe der 
deutschen Dogmatik, des deutschen Verfassungs-
rechts. Daneben gibt es eine gesamte andere, wenn 
man so möchte Parallelwelt des völkerrechtlichen 
Investitionsschutzes, in dem andere Begriffe gel-
ten, in dem es egal ist, ob das Bundesverwaltungs-
gericht zum Beispiel sagt: Die Treuhand ist eine 
Inhalts- und Schrankenbestimmung und keine 
Enteignung. Das interessiert die völkerrechtliche 
Investitionsschiedsgerichtsbarkeit nicht. Das 
heißt, dieser Vertrag, der existiert, wird ganz rele-
vant sein für die Frage, ob Deutschland – nicht 
zwangsläufig vor einem deutschen Gericht, zum 
Beispiel dem Bundesverwaltungsgericht oder im 
Anschluss dem Bundesverfassungsgericht – son-
dern vor einem Investitionsschiedsgericht gegen 
eine Klage eines russischen Energieunternehmens, 
das zuvor enteignet wurde, unter Treuhand ge-
stellt wurde, aus dem einzelne Vermögensgegen-
stände herausgenommen wurden, also die ge-
samte Palette der eigentumsrelevanten Eingriffe. 
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Dort wird sich die Bundesrepublik Deutschland 
dafür verantworten müssen. Es gibt da sinnvolle 
Strategien, damit umzugehen. Und die Chancen 
stehen auch nicht schlecht, dass die Bundesre-
publik Deutschland diese Ansprüche wird abweh-
ren können. Aber es ist wichtig, sich klar zu ma-
chen, dass diese zweite Ebene existiert und dass 
wir die beispielweise nicht dadurch beseitigt krie-
gen, dass wir in einem investitionsschutzrechtli-
chen Vertrag schlicht davon ausgehen, dass, wer 
nicht grundrechtsfähig ist, eben auch keine Ent-
schädigung bekommt. Das ist für die Treuhand 
beispielsweise gegenwärtig so geregelt. In der Ent-
eignung werden die investitionsschutzrechtlichen 
Bestimmungen mitgenannt, aber für die Treuhand 
ist das schlicht nicht der Fall. Da wird davon aus-
gegangen, wer in Deutschland keine Grundrechte 
hat, also insbesondere das Eigentumsrecht nicht, 
so ist es eben für ausländische, juristische Perso-
nen, kriegt auch keine Entschädigung. Das ist 
problematisch und ich habe in meinem Statement, 
meiner Stellungnahme für den heutigen Tag rela-
tiv umfassend auch mal dargelegt, inwieweit man 
dem möglicherweise Abhilfe schaffen könnte. 
Herzlichen Dank. 

Der Vorsitzende: Ich bedanke mich auch. Als 
nächstes geht die Frage an die CDU/CSU-Fraktion, 
Herr Helfrich bitte. 

Abg. Mark Helfrich (CDU/CSU): Herzlichen Dank 
Herr Vorsitzender. Meine Frage richtet sich an 
Herrn Dr. Rinck. Sie haben schon in Ihrem Ein-
gangsstatement sehr ausführlich den Punkt ange-
sprochen, die Frage, inwiefern Entschädigungsre-
gelungen anzupassen sind und Risiken für den  
Bilanzkreisverantwortlichen entstehen. Ich muss 
gestehen, mir ist nicht klar geworden nach Ihren 
Ausführungen: Handelt es sich um eine Klarstel-
lung, die Sie sich wünschen oder haben wir tat-
sächlich materielle Regelungslücken? Also ich 
stelle es mir so vor: Jemand wird gezwungen, die-
ses Gas, was er nicht an seine Kunden geben 
kann, zur Verfügung zu stellen. Es wird nicht be-
schlagnahmt im eigentlichen Sinne und derjenige 
hat dafür auf der Aufwandsseite entsprechende 
Belege, welchen Aufwand er hatte für genau diese 
Gasmengen, im Zweifelsfall auch anteilig aus un-
terschiedlichen Beschaffungsvorgängen, und 
schickt dann die Rechnung nicht an den Kunden, 

sondern an denjenigen, der das Gas „beschlag-
nahmt“ hat? Wo hängt in meiner gedanklichen 
Kette der Sachverhalt und vielleicht, dass Sie das 
noch einmal ganz plastisch darstellen, was jetzt 
hier passiert, beziehungsweise was Sie befürch-
ten. 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Rinck bitte. 

SV Dr. Maximilian Rinck (BDEW): Ich werde es 
versuchen in den vier Minuten, drei Minuten, 
zwei Minuten vierzig. Es ist eine relativ komplexe 
Materie. Wir haben auch da sehr intensiv mit der 
Bundesnetzagentur diskutiert und Bilanzkreisgra-
fiken aufgezeichnet und versucht rauszukriegen, 
wie das tatsächlich funktioniert. Ich denke, es 
sind zwei Sachen. Das Eine ist tatsächlich erst 
einmal die Frage: Wer ist denn überhaupt der Be-
günstigte? Also wenn die Bundesnetzagentur aus 
meinem Bilanzkreis Gasmengen herausbucht, um 
sie dann an einen schützenswerten Endkunden zu 
liefern, weiß ich gar nicht, wer das ist? Ich weiß 
gar nicht, wer die Rechnung kriegt. Im Para-
graf 11a EnSiG steht drin, der Begünstigte ist der 
Bund. Der muss dann Entschädigung leisten und 
das schafft erst einmal für die Bilanzkreisverant-
wortlichen Rechtssicherheit, wem sie tatsächlich 
die Rechnung schicken können und müssen. Die 
zweite Frage ist: Fällt das ganze denn tatsächlich 
unter den Paragrafen 11? Denn wenn sie eine 
Bilanzkreisumbuchung vornehmen, dann buchen 
sie virtuell in einem Buchhaltungssystem um. Das 
ist ein virtuelles Gut. Das ist kein materielles Gut, 
das ist ja nicht das Gas, das sie irgendwo in einen 
Laster packen und woanders hinstellen oder ein 
Grundstück, das sie enteignen. Also die Gegen-
stände, um die es hier geht, sind auch nicht klar 
geregelt. Für unsere Juristen, für unsere Rechtsab-
teilung ist es tatsächlich nicht klar, auch in Rück-
sprache mit den Mitgliedern: Fällt das unter Para-
graf 11 oder fällt das unter Paragraf 12? Para-
graf 11 kann man entsprechend anpassen, sodass 
er sich auf den Paragrafen 11a bezieht, aber in Pa-
ragraf 12 ist das momentan überhaupt noch nicht 
geregelt. In diesem Kontext entstehen für unsere 
Mitglieder und für die Branche einfach extreme 
Rechtsunsicherheiten und aus dieser Rechtsunsi-
cherheit, wie denn dieser Umbuchungsvorgang, 
diese Individualverfügung jetzt tatsächlich ent-
schädigungsrechtlich zu bewerten ist, massive 
Liquiditätsrisiken, weil sie das Gas ja tatsächlich 
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beschaffen müssen. Die Gasbilanzierungsregeln 
gelten ja weiterhin. Das sagt die Bundesnetzagen-
tur auch explizit. Bei den Mengen und den Prei-
sen, über die wir da reden, kann das sehr, sehr 
schnell sehr große Ausmaße annehmen und damit 
kriegen sie, glaube ich, jeden Gasversorger an den 
Rand der Insolvenz. 

Der Vorsitzende: Danke, kurze Nachfrage? 

Abg. Mark Helfrich (CDU/CSU): In Gesprächen 
mit der Bundesnetzagentur scheint es ja dann so 
gewesen zu sein, dass Herr Müller eben nicht be-
reit ist, die Rechnung zu begleichen. Gibt es also 
auch aus Sicht der Bundesnetzagentur Handlungs-
bedarf? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Rinck. 

SV Dr. Maximilian Rinck (BDEW): Nein, die  
Bundesnetzagentur ist der Meinung: Ihr Verfü-
gungskonzept ist stimmig und die Branche sieht 
das komplett anders. Deswegen auch das Petitum, 
das hier nachzubessern. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Die nächste 
Frage geht an Herrn Herrmann von Bündnis 90/ 
Die Grünen. 

Abg. Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Vielen Dank Herr Vorsitzender. Es 
geht in der jetzt anstehenden Gesetzesnovelle um 
die Einführung des Paragrafen 17b. Eines, wie ich 
jetzt hier auch mitnehme, milderen Mittels auf 
dem Wege, mit den derzeitigen energiewirtschaft-
lichen Notwendigkeiten klarzukommen. Wo auch 
in aller Regel an andere private Unternehmen 
übertragen werden kann, es bewusst nicht um 
Verstaatlichung geht. Auch wenn das manchen in 
dem Falle ja positiv erscheinen würde. Und zwar 
zum Verkehrswert, wie es ja ausgeführt wurde 
von Herrn Dr. Müller. Hier bei der konkreten Än-
derung des EnSiG geht es also weniger um Ent-
schädigungsfragen, deswegen ist auch die Frage, 
ob wir uns nicht zunächst auf diesen Teil fokus-
sieren wollen. Natürlich, rechtssicher muss es 
sein, das ist die andere Frage. Deswegen richtet 
sich meine Frage genau in die Richtung auch 
gleich an Herrn Dr. Müller. Es geht in dem Punkt 
hier nicht um die Entschädigung für Bilanzkreis-
verantwortliche. Soweit ich, Herr Dr. Rinck, die 

Sache sicher aufnehmen würde, aber momentan 
ist hier nicht der Fokus. Ich möchte das nur zur 
Verständlichkeit des Ganzen mal kurz sagen. 
Meine Frage geht an Herrn Dr. Müller mit der 
Bitte, gerne auch seine drei Sätze noch zu Ende zu 
führen, die er vorhin sagte. Ansonsten könnten 
Sie bitte ausführen, wieso das Gesetz als verfas-
sungskonform von Ihnen eingeschätzt wird und 
inwiefern können Sie Schlüsse aus dem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtes, was ja gerade ergan-
gen ist, hierfür ziehen? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Müller bitte. 

SV Dr. Hermann Müller (CMS Hasche Sigle): Herr 
Vorsitzender vielen Dank. Ich habe jetzt auch die 
Uhr da oben entdeckt und werde versuchen, mich 
daran zu halten. Die fünf Sekunden, die ich jetzt 
geplaudert habe, mögen Sie mir bitte obendrauf 
geben. Der neue Paragraf 17b ist in seinem Tatbe-
stand genauso konstruiert und aufgesetzt wie der 
Paragraf 17 des Energiesicherungsgesetzes. Zu Pa-
ragraf 17 liegt eine höchstrichterliche Entschei-
dung des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
14. März 2023 vor. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat entschieden, dass der Paragraf 17 nicht nur 
verfassungskonform, sondern außerdem hinrei-
chend bestimmt und außerdem verhältnismäßig 
ist. Der Paragraf 17b knüpft daran an und verfolgt 
genau dieselbe Regelungskonzeption. Gegenüber 
Paragraf 18, der nur eine Enteignung eines Unter-
nehmens insgesamt ermöglicht, ist der Para-
graf 17b allein deshalb das mildere Mittel, weil er 
den Zugriff auf einzelne Vermögensgegenstände, 
den Verkauf einzelner Vermögensgegenstände des 
Unternehmens zum Zwecke der Gewährleistung 
der Energieversorgungssicherheit ermöglicht. Der 
Kaufpreis für diesen privatrechtlichen Verkaufs-
vorgang ergibt sich im typischen Fall aus einem 
marktgerechten Bieterverfahren. Aus Angebot und 
Nachfrage ergibt sich ein Kaufpreis, der dann 
auch zugleich der Verkehrswert ist. Wenn der 
Bund wirklich Erwerber würde, dann muss er auf-
grund einer Wertbegutachtung zum Verkehrswert 
entschädigen und der Entschädigungsanspruch 
ergibt sich dann entweder aus dem Grundgesetz 
selbst, aus Artikel 14 und den ausführenden Vor-
schriften in Paragraf 21 oder aus bestehenden völ-
kerrechtlichen Verträgen, was in Paragraf 21 Ab-
satz 1 Satz 3 des Energiesicherungsgesetzes bereits 
so steht. Der Gesetzgeber hat im Mai 2022 diese 
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Themen gesehen. Er hat auch gesehen, dass es In-
vestitionsschutzverträge des Bundes mit anderen 
Völkerrechtssubjekten gibt, und darauf verweist 
das Gesetz. Wenn es zu einem Entschädigungsver-
fahren dann vor dem Bundesgerichtshof kommt, 
weil der Bundesgerichtshof darüber zu entschei-
den hätte, wird der Bundesgerichtshof auch diese 
völkerrechtlichen Verträge als Prüfungsmaßstab 
heranziehen und wird ganz sicher zu einer guten 
Entscheidung kommen. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Dann ist als nächstes dran, Herr 
Kotré von der AfD. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Vielen Dank. Meine 
Frage geht an Herrn Dr. Abel und auch an Herrn 
Dr. Holterhus. Sie haben ja eben skizziert: Also so 
richtig rechtssicher im internationalen Maßstab ist 
das nicht, was uns hier vorliegt. Machen wir uns 
nichts vor, diese quasi Enteignung, Übertragung 
von Vermögensgegenständen soll sich vor allen 
Dingen gegen Rosneft richten. Nun gibt es darin 
die Wortwahl „Versorgungssicherheit“. Wir haben 
von Herrn Dr. Vöpel schon gehört: Das ist nicht 
hinreichend bestimmt. Vor dem Hintergrund, dass 
Rosneft also immer zuverlässig geliefert hat, es 
gab nie eine Behinderung dort, wie würden Sie es 
einschätzen, wenn Rosneft aufgrund hier dieser 
Regelung enteignet würde? Wäre das dann in Ih-
ren Ausführungen gemäß rechtskonform? 

Der Vorsitzende: Herr Dr. Abel bitte, oder wer 
möchte zuerst? Ich lasse es Ihnen. Herr 
Prof. Holterhus. 

SV Prof. Dr. Till Patrik Holterhus (Leuphana  
Universität Lüneburg): Herzlichen Dank. Um das 
Ganze noch einmal ein wenig einzuordnen. Wir 
reden hier über die Technik der Gesetzgebung in 
einer speziellen Norm, die einen Enteignungstat-
bestand schafft. Das muss abstrahiert werden von 
der Grundfrage: Ist es denn grundsätzlich mög-
lich, dass der deutsche Gesetzgeber Tatbestände 
schafft, die es ermöglichen, kritische Energieinfra-
struktur zu enteignen? Das ist selbstverständlich 
möglich, wenn wir damit die Energieversorgungs-
sicherheit in Deutschland gewährleisten müssen, 
zum Beispiel in Fällen, in denen strategisch aus-
ländisch beherrschte Energieinfrastruktur gegen 
die Energieversorgung der deutschen Bevölkerung 

eingesetzt wird. Genau unter diesen Vorausset-
zungen brauchen wir die Maßnahmen, so wie sie 
im EnSiG sind. Das sollte nicht falsch verstanden 
werden, wenn hier an einzelnen, spezifischen 
Punkten Kritik geübt wird, dass diese notwendig 
sind. Absolut notwendig sind diese Vorschriften, 
um bestimmte, man muss es so sagen, Angriffe 
mit rechtsstaatlichen Mitteln abzuwehren. Und 
nichts anderes ist das hier. Im Detail ist es in der 
Tat so, dass man sich die Frage stellen kann, ob je-
der einzelne Buchstabe dieses neuen Paragra-
fen 17b schon allen Anforderungen genügt, die 
ich persönlich auch aus dem Völkerrecht ableiten 
würde, wenn es darum geht, wie am Ende die Ent-
schädigung konkret berechnet wird. Ich glaube 
zum Beispiel, anders als Herr Herrmann, dass es 
nicht so ist, dass wir aus dem Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichtes zur Treuhand, die im Übri-
gen bei dem Verweis auf die Schadensersatzanfor-
derung eben gerade nicht auf das Investitions-
schutzrecht verweist. Das wurde wohl schlicht 
vergessen im Rahmen der Schaffung dieses Geset-
zes damals. Aber ob die Annahme des Bundesver-
waltungsgerichtes stimmt, dass es sich bei der An-
ordnung der Treuhand nicht zum Beispiel um 
eine indirekte Enteignung aus völkerrechtlicher 
Perspektive handelt, das werden andere Gerichte 
und nicht das Bundesverwaltungsgericht ent-
scheiden. Insgesamt ist aber entscheidend und das 
möchte ich hier betonen, letzter Satz, dass es hier 
um Detailfragen geht bei der … Ich habe einen 
Vorschlag gemacht in meiner Stellungnahme, dort 
können sie nachlesen, wie wir einen einzelnen 
Satz verändern könnten, um dann rechtskonform 
unterwegs zu sein. 

Der Vorsitzende: Danke, Herr Dr. Abel. 

SV Dr. Patrick Abel (Universität Passau): Vielen 
Dank für die Frage. Ich möchte mich den Ausfüh-
rungen von Herrn Prof. Dr. Holterhus anschließen 
und noch anfügen, dass auch verfassungsrechtlich 
die Bedeutung des Schutzes der Energieversor-
gungssicherheit als ein überragend wichtiges 
Rechtsgut in ständiger Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichtes anerkannt ist. Das gilt 
auch gerade für sogenannte exogene Schocks, also 
externe Einwirkungen, die plötzlich eintreten 
durch künstliche Manipulationen, wie etwa im 
Zuge der durch die russische Förderration vorge-
nommenen Handlungen, wie erst jüngst vor 
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knapp einem Jahr durch das Bundesverfassungs-
gericht noch einmal in einer Entscheidung zu 
Windkraftenergie bestätigt wurde. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Für die FDP 
Herr Kruse bitte. 

Abg. Michael Kruse (FDP): Herzlichen Dank auch 
für diese beiden letzten Einordnungen. Meine 
erste Frage geht an Herrn Prof. Dr. Vöpel, der ja 
schon etwas über den Anwendungsbereich gesagt 
hat, auch über die verzerrenden Effekte, die damit 
einhergehen können. Haben Sie sich vertiefte Ge-
danken darüber gemacht, wie insbesondere eine 
geregelte Rückführung an den Markt aussehen 
kann? Erster Punkt. Und die zweite Frage geht 
dann, wenn noch Zeit verfügbar sein sollte, an 
Herrn Dr. Müller, weil mich seine Einschätzung 
zu dem Urteil, das ja jüngst ergangen ist in Sachen 
Treuhand, auch sehr interessieren würde. Danke. 

Der Vorsitzende: Danke. Als Erstes Herr 
Prof. Vöpel, bitte. 

SV Prof. Dr. Henning Vöpel (Stiftung Ordnungs-
politik): Vielen Dank für die Frage. Also nochmal 
vielleicht zur Einordnung. Der Gesetzgeber er-
kennt ja in Paragraf 18 an, dass im Grunde die 
Energieversorgung marktwirtschaftlich geregelt ist 
mit dem Reprivatisierungsgebot. Und ganz sym-
metrisch dazu sollte auch bei dem milderen Mit-
tel, das hatte ich ausgeführt, einer Übertragung 
von einzelnen Vermögensgegenständen in Treu-
handverwaltung, hier Gleiches gelten. Also neben 
der Bestimmung der Kriterien, wann der Staat im 
Krisenfall zur Stärkung der Versorgungssicherheit 
eingreifen kann, sollte hier auch gleich mitgere-
gelt sein, wie der Staat wieder aus dem Krisenfall 
austritt. Denn der Eingriff des Staates in der Krise, 
der begründete Eingriff, darf nicht dazu führen, 
dass im Normalfall die marktwirtschaftliche Ord-
nung und die marktwirtschaftliche Vorkehrungen, 
private Akteure, was die Versorgungssicherheit 
angeht, leidet. Das könnte aber der Fall sein, wenn 
im Grunde die Erwartung besteht, dass der Staat 
funktional eine größere Bedeutung in der Herstel-
lung, in der Bewahrung der Versorgungssicherheit 
bekommt. Das könnte zu Minderinvestitionen in 
die private Versorgungssicherheit führen. Und 
deshalb ist hier aus ordnungspolitischer Sicht 
ganz wesentlich, dass auch geregelt ist, wie der 

Staat sich zurückzieht und was mit der Übertra-
gung von Vermögensgegenständen aus unter in 
Treuhand befindlichen Unternehmen passiert. 
Das muss mitgeregelt sein, ex ante geregelt sein, 
damit die Erwartungen am Markt nicht zu adver-
sen Effekten führen. 

Der Vorsitzende: Ok. Herr Dr. Müller. 

SV Dr. Hermann Müller (CMS Hasche Sigle): 
Ganz kurz ein Gedanke, wenn ich darf. Ein objek-
tivrechtliches Privatisierungsgebot gibt es im Para-
graf 7 der Bundeshaushaltsordnung, sodass der 
ordnungspolitische Gedanke der Privatisierung, 
den mein Vorredner angesprochen hat, nach mei-
nem Verständnis in der Rechtsordnung des Bun-
des bereits enthalten ist. Zu Ihrer Frage zu dem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
14. März 2023. Nach meinem Verständnis hat das 
Bundesverwaltungsgericht am 14. März 2023 ent-
schieden, dass nicht nur die konkrete Treuhand-
anordnung über die beiden Rosneft-Unternehmen, 
die im September 2022 angeordnet worden ist, 
rechtmäßig ist, sondern auch, dass die Rechts-
grundlage im Paragraf 17 des Energiesicherungs-
gesetzes verfassungsgemäß und wirksam ist. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat sich außerdem mit 
der Europäischen Menschenrechtskonvention  
beschäftigt, es hat sich mit dem Recht der  
Europäischen Union beschäftigt und es hat sich 
mit den Deutsch-Sowjetischen Investitionsschutz-
abkommen aus dem Jahr 1989 beschäftigt. Und zu 
allen Prüfungsmaßstäben hat das Bundesverwal-
tungsgericht gesagt, die Treuhandanordnung und 
ihre Rechtsgrundlage im Paragraf 17 sind rechtmä-
ßig, wirksam und stehen mit jeder denkbaren 
Rechtsordnung jenseits des nationalen Rechts im 
Einklang. Nach meinem Verständnis ist das Urteil 
ein echtes Gütesiegel für die Arbeit des Gesetzge-
bers aus dem Mai 2022. 

Der Vorsitzende: Danke. Als Nächstes geht die 
Frage an DIE LINKE., Herr Lenkert, bitte. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Vielen Dank 
Herr Vorsitzender. Für DIE LINKE. ist Energiever-
sorgung untrennbarer Bestandteil der Daseinsvor-
sorge. Die muss immer funktionieren. Frau 
Schwerdtner, Sie führten in Ihrem Eingangsstate-
ment aus, dass die Energieversorgung in öffentli-



  

 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 

   
 

20. Wahlperiode Protokoll der 57. Sitzung 
vom 27. März 2023 

Seite 14 von 19 

 
 

cher Hand zu sein hätte. Welche negativen Aus-
wirkungen kann es haben, wenn die kritische 
Infrastruktur im Besitz privater Unternehmen ist? 

Der Vorsitzende: Frau Schwerdtner bitte. 

SV Ines Schwerdtner („Genug ist Genug“): Vielen 
Dank. Ich hatte ja bereits zu Beginn gesagt, dass 
die Versorgungssicherheit eigentlich nur dann ge-
währleistet ist, wenn sie in öffentlicher Hand ver-
bleibt. Es ist auch nicht ersichtlich, das hatte ich 
ja schon gesagt, dass in dieser Kriegssituation, 
selbst wenn es sich nicht um russische Anteilseig-
ner handelt, dass dann die Energiesicherheit, wie 
auch immer das Ausschreibungsverfahren dann 
wäre, tatsächlich gewährleistet wäre, wenn nach 
der Treuhand wieder privatisiert würde. Unab-
hängig davon, nach welchem Verkehrswert dann 
entschädigt werden würde, denn ich möchte 
nochmal dazu sagen, dass der Staat natürlich, egal 
wie hoch die Entschädigungshöhe ausfällt, in der 
Lage wäre, das zu übernehmen. Wir müssen ja 
nicht so tun, als wäre der deutsche Staat dazu 
nicht in der Lage. Die Versorgungssicherheit ist 
nur dann gewährleistet, wenn tatsächlich die 
Energieversorgung beim Bund verbleibt und 
gleichzeitig auch, das muss man glaube ich in 
dem konkreten Fall ja auch sagen, auch wenn sich 
das um ein allgemeines Gesetz handelt, trotzdem 
geht es im konkreten Fall, wie schon angespro-
chen, bei PCK auch um die Gefährdung von Ar-
beitsplätzen durch die Aufsplitterung und die Ab-
wicklung, die dabei zustande kommen könnte. 
Das sind einfach politische und ökonomische Fol-
gewirkungen, die man bei dem Gesetz bedenken 
müsste. Ich erinnere an die Treuhand vor über 
30 Jahren. Das ist ungefähr die gleiche Situation 
nur mit anderen, nochmal stärkeren exogenen 
Schocks. Sie haben es eben schon gesagt. Und ge-
nau diese Privatisierungserfahrung nach der Treu-
hand vor 30 Jahren hat zu dieser Abhängigkeit ge-
führt, in die wir jetzt gekommen sind. Insofern 
würde ich sagen: Es ist politisch nicht ganz nach-
vollziehbar, warum in einer solchen Kriegssitua-
tion, und wenn man so will ist die Klimakatastro-
phe auch ein exogener Schock, den man im 
Grunde genauso in diesem gleichen Wert messen 
müsste. Warum nicht das dann gleichzeitig so ein 
Dauerzustand ist, wo für mich nicht ersichtlich 
ist, dass eine Privatisierung diese Krisensituation 

auflösen würde. Und vielleicht dann zu dem letz-
ten Punkt. Um nochmal konkret dazu zu kommen, 
dass die Gefährdung der Arbeitsplätze – und auch 
der Kraftstofflieferungen … PCK in Schwedt ist 
für 90 Prozent der Kraftstofflieferungen hier in 
Berlin-Brandenburg und auch in Mecklenburg-
Vorpommern zuständig und liefert seit Jahresbe-
ginn nur 50 bis 60 Prozent, weil es fehlende Er-
satzlieferungen gibt. Und der Bund versteckt sich 
hinter privaten Eigentümern. Das wäre genau das, 
was weiter passieren würde. Man würde genau 
diesen Zustand der eigentlich fehlenden Ersatzlie-
ferungen nur weiter in die Zukunft bringen. Also 
in sechs Monaten, wenn dann an ein Privatunter-
nehmen verkauft werden würde, hätte man das 
gleiche Problem weiterhin und könnte die Ener-
gieversorgung und Versorgungssicherheit nicht 
tatsächlich sicherstellen. Und ich würde sagen, 
dass das Interesse des Allgemeinwohls und der 
Energieversorgung dann über dem Interesse der 
privaten Eigentumsrechte steht. Und auch die öf-
fentliche Hand, wenn sie weiter für die Energie-
versorgung zuständig wäre, Direktverträge schlie-
ßen könnte und eben nicht zum Spielball von 
Konzerninteressen und Spekulationen wird jen-
seits auch russischer Akteure. Vielen Dank. 

Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Dann 
kommen wir zur zweiten Runde, drei Minuten für 
Frage und Antwort. Als Erstes Frau Dr. Scheer 
bitte für die SPD. 

Abg. Dr. Nina Scheer (SPD): Vielen Dank. Meine 
Fragen gehen sowohl an Herrn Holterhus an erster 
Stelle und dann an Herrn Abel nochmal und zwar 
mit der gleichen Frage, ob Sie nochmal kurz eine 
Einordnung vornehmen könnten der Argumenta-
tion von Herrn Dr. Müller hinsichtlich der völker-
rechtlichen Fragen. 

Der Vorsitzende: Ok. Herr Prof. Holterhus bitte. 

SV Prof. Dr. Till Patrik Holterhus (Leuphana  
Universität Lüneburg): Herzlichen Dank. Viel-
leicht ganz kurz, weil es um das Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichtes geht, um das zu abstra-
hieren von unserem heutigen Thema. Das Bundes-
verwaltungsgericht hat über die Rechtmäßigkeit 
der Anordnung der Treuhand inklusive der Recht-
mäßigkeit der Ermächtigungsgrundlage entschie-
den. Das stimmt, sonst hätte es die Frage dem 
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Bundesverfassungsgericht vorgelegt. Dazu muss 
man vielleicht vollständigkeitshalber sagen: Das 
Bundesverwaltungsgericht ist bekanntlich in 
Deutschland noch nicht der Weisheit letzter 
Schluss, sondern es wird sicherlich zur Verfas-
sungsbeschwerde kommen und dort werden 
einige Fragen geklärt, die das Bundesverwaltungs-
gericht nach der Pressemitteilung – die Urteils-
gründe kennen wir noch nicht, zumindest ich 
nicht – offen gelassen hat. Deswegen ganz schnell. 
Das ist eine andere Frage, als die, die wir in ge-
wisser Art und Weise heute diskutieren, nämlich 
die Frage der tatsächlich vorhandenen oder voll-
zogenen Enteignung. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat eindeutig festgestellt, dass es sich um 
eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des 
Eigentums handelt, keine Enteignung und hat sich 
mit der Frage der Entschädigungsbedürftigkeit gar 
nicht weiter auseinandergesetzt, richtigerweise in 
der eigenen Logik. Was jetzt die Frage angeht, in-
wieweit der Paragraf 17b, der auch die entspre-
chenden Vorschriften zum Entschädigungserfor-
dernis betrifft, ist es so, ich kann das jetzt im De-
tail in einer Minute dreißig nicht ausführen, ich 
will auch gar nicht Herrn Abel die Zeit wegneh-
men, es ist nur so. Ich bin ein großer Freund des 
Gesetzgebers und finde das Gesetz an sich auch 
gut. Es ist kein schlecht gemachtes Gesetz. Ich 
glaube einfach, dass es im Detail nachgesteuert 
werden könnte, damit man ganz rechtssicher un-
terwegs ist, gerade bei Fragen der Entschädigungs-
berechnung, Herleitung, Höhe und der Frage, ob 
überhaupt eine Entschädigung gewährt werden 
muss. Das soll keine globale Kritik an diesem Ge-
setz sein, ganz im Gegenteil. Das Gesetz ist wich-
tig und notwendig, aber es gibt Detailfragen, die 
eben im Augenblick noch nicht völkerrechtskon-
form sind. Und dieses Völkerrecht wirkt in die 
deutsche Rechtsordnung über Artikel 25 des 
Grundgesetzes ein, übrigens auf übergeordneter 
Ebene, das heißt über dem einfachen Gesetz. Das 
verdrängt das EnSiG insoweit und ist deswegen 
zu berücksichtigen. Für die Details muss ich auf 
meine Stellungnahme verweisen. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Abel. 

SV Dr. Patrick Abel (Universität Passau): Vielen 
Dank für die Frage. Ich möchte nur kurz ergänzen. 
Es geht nicht nur um die Frage der Verfassungs-
mäßigkeit der Rechtsgrundlage an sich. Es geht 

auch darum vorzubeugen, dass keine unnötigen 
Rechtsanwendungsfehler geschehen und zu 
antizipieren, wie ein mögliches Investitions-
schiedsgericht mit der Vorgehensweise in 
Deutschland umgehen würde. Und da suggeriert 
das Gesetz ein Stück weit, dass es eine Art 
Trumpfkarte gibt, mit der man sozusagen aus der 
Entschädigung pauschal rauskommt, weil nach 
dem Grundgesetz hier kein Eigentumsgrundrecht 
gewährt wird. Es muss aber auch das Völkerrecht 
betrachtet werden. Es ist richtig, dass der völker-
rechtliche Vertrag im Gesetz genannt wird. Aber 
das ist doch sogar der Regelfall. Wir haben über 
100 Investitionsschutzverträge momentan in Kraft. 
Von der Trumpfkarte bleibt damit nicht mehr viel 
übrig. Und wenn das gut gehandhabt wird, ist es 
auch in Ordnung. 

Der Vorsitzende: Danke, die nächste Frage geht an 
die CDU/CSU-Fraktion. Herr Gramling. Er ist uns 
digital zugeschaltet. 

Abg. Fabian Gramling (CDU/CSU): Vielen Dank 
Herr Ausschussvorsitzender. Ich habe zwei Fra-
gen, die ich gerne an Dr. Vöpel stellen möchte. 
Erstens, Sie hatten eingangs von notwendigen Kri-
terien gesprochen. Da würde mich interessieren: 
Welche Kriterien halten Sie denn für notwendig? 
Und die zweite Frage: In einigen Eingangsstate-
ments ging es ja auch darum, dass immer wieder 
genannt wurde, dass es um die aktuelle Krisensi-
tuation geht. Und Enteignung ist ja ein sehr weit-
reichender Eingriff. Das haben wir jetzt auch in 
der Diskussion hier heute wieder gemerkt. Und 
deswegen würde mich interessieren, wie Sie es 
bewerten, dass das Gesetz unbefristet gelten soll 
beziehungsweise wäre aus Ihrer Sicht eine Befris-
tung wie beispielsweise bis Ende 2024 sinnvoll? 
Vielen Dank. 

Der Vorsitzende:  Danke. Herr Prof. Vöpel bitte. 

SV Prof. Dr. Henning Vöpel (Stiftung Ordnungs-
politik): Vielen Dank. Also die Kriterien sollten 
sich wirklich auf Fälle beschränken, die einen un-
mittelbaren Eingriff in akuter Notfallversorgung 
erforderlich machen. Wir haben gesehen, und das 
schließt an einige Vorreden an, dass es natürlich 
gerade in diesem Bereich der Versorgungssicher-
heit kein Marktversagen war, sondern es gerade 
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hier in der Vergangenheit auch Politikversagen ge-
wesen ist, das hier heute die Versorgungssicher-
heit dramatisch reduziert hat. Deshalb muss man 
hier, glaube ich, ganz klar und sparsam definie-
ren, in welchen Fällen ein solcher Eingriff wirk-
lich begründet ist. Wir haben gleichfalls gesehen, 
dass in verschiedenen Fällen Märkte gut darin wa-
ren, auf verschiedenen Beschaffungsmärkten die 
Versorgungssicherheit wieder zu erhöhen. Das 
braucht ein bisschen Zeit, aber wir dürfen durch 
den Eingriff die Märkte nicht außer Kraft setzen, 
sondern wir brauchen beides. Wir brauchen in 
Krisenfällen die Sicherstellung der Versorgungssi-
cherheit durch den Staat, gerade was die Infra-
struktur angeht. Wir dürfen dadurch aber Markt-
kräfte nicht unterminieren. Deshalb ist hier die 
Wahl der sparsamen Kriterien ganz wesentlich. 
Nochmal mit der Begründung, dass natürlich 
diese Eingriffsmöglichkeiten Erwartungen produ-
zieren bei den privaten Akteuren und womöglich 
wichtige private Investitionen in die Versorgungs-
sicherheit verdrängen könnten. Das müssen wir 
auf jeden Fall vermeiden. Jetzt muss ich nochmal 
nachfragen, Ihre zweite Frage? 

Der Vorsitzende: Herr Gramling, Ihre zweite 
Frage. 

Abg. Fabian Gramling (CDU/CSU): Weil es gerade 
um diese kritische Situation geht, was Sie denn 
davon halten würden, das Gesetz zu befristen? Es 
geht ja konkret um zwei Sachverhalte. 

SV Prof. Dr. Henning Vöpel (Stiftung Ordnungs-
politik): Es geht um konkrete Sachverhalte, aber 
ich denke, dass hier der Gesetzgeber allgemein 
diese Möglichkeiten schaffen möchte. Und wir 
müssen anerkennen, dass es in Zukunft angesichts 
der geopolitischen, industriepolitischen Situation, 
in der wir uns gerade befinden und die sicherlich 
auch nicht 2024 zu Ende sein wird, sondern ver-
mutlich ein Jahrzehnt dauern kann, dass wir hier 
die Handlungsfähigkeit des Staates grundsätzlich 
stärken müssen. Und deshalb halte ich eine Be-
fristung hier nicht für erforderlich. 

Der Vorsitzende: Ok. Jetzt Herr Herrmann von den 
Grünen bitte.

Abg. Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN): Schönen Dank für die Klarstel-
lung. Es ist für mich wichtig, nochmal festzuhal-
ten und auch verbunden mit der Frage an Sie, wie 
Sie darauf kommen, dass ich das festgestellt habe? 
Ich habe die Frage gestellt, wie sicher es ist. Und 
das ist für meine Begriffe erstmal zunächst von 
Herrn Dr. Müller recht nachvollziehbar beantwor-
tet worden. Aufgrund des Gütesiegels, was uns 
doch das Bundesverwaltungsgericht hiermit aus-
gestellt hat für das bisher vorliegende Gesetz. Die 
wesentliche Frage, die ich jetzt aber noch habe, ist 
nochmal festzuhalten: Diese Diskussion, die wir 
führen, bezieht sich weniger auf den Paragraf 17b, 
der eine Entschädigung zum Verkehrswert auto-
matisch mit sich bringt. Wir diskutieren also hier 
über andere Dinge. Wir müssen uns wirklich ver-
gegenwärtigen: Wollen wir jetzt das ganze Fass 
aufmachen oder nicht? Aber gerne können Sie 
dazu mit einem Satz noch antworten, ansonsten 
würde ich nochmal Herrn Dr. Müller das auch 
ausführen lassen, mit ihm auch beginnend. Viel-
leicht lassen Sie die 30 Sekunden noch Herrn 
Prof. Holterhus für diesen Rest der Antwort, das 
nochmal zu untersetzten, was ja nochmal im 
Raum gestellt wurde vom Herrn Prof. Holterhus 
und Herrn Dr. Abel. Danke. 

Der Vorsitzende:  Herr Dr. Müller bitte. 

SV Dr. Hermann Müller (CMS Hasche Sigle): 
Es darf Herr Holterhus gerne die 30 Sekunden vor-
ziehen und ich nehme dann Luft. 

Der Vorsitzende: Ok. Dann Herr Prof. Holterhus. 

SV Prof. Dr. Till Patrik Holterhus (Leuphana  
Universität Lüneburg): Danke. Nur damit es nicht 
zu Missverständnissen kommt. Es bezieht sich in 
der Tat auf Paragraf 17b. Also auf die gegenwär-
tige Regel über die Entschädigungspflichtigkeit 
der Enteignungsmaßnahmen nach Paragraf 17b. 
Da haben wir eben auch kein Gütersiegel des Bun-
desverwaltungsgerichts zu dieser Frage und dort 
geht es konkret um die Frage: Unter welchen Be-
dingungen wird tatsächlich Entschädigung ge-
schuldet? Ich glaube, dass da nachgebessert wer-
den muss, weil eben gegenwärtig – anders als es 
das Völkergewohnheitsrecht regelt – an die 
Grundrechtsfähigkeit der juristischen Personen 
nach deutschem Recht angeknüpft wird. Und das 
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ist mir ein Stückchen zu wenig. Das kann man mit 
einem kleinen Trick ändern und dann wären wir 
auf der sicheren Seite. 

Der Vorsitzende: Dann Herr Dr. Müller bitte. 

SV Dr. Hermann Müller (CMS Hasche Sigle): 
Vielen Dank Herr Vorsitzender. Nach meinem 
Verständnis ist der neue Paragraf 17b sehr wohl 
auf der sicheren Seite. Er verweist wegen der Ent-
schädigung auf den Paragrafen 21 Absatz 1. Aus 
Paragraf 21 Absatz 1 Satz 2 ergibt sich die Ent-
schädigung entweder aus dem Grundgesetz oder 
nach Paragraf 21 Absatz 1 Satz 3 aus völkerrechtli-
chen Verträgen. Und wenn es daneben Völkerge-
wohnheitsrecht geben sollte, dann gilt es über Ar-
tikel 25 Grundgesetz ohnehin. Noch einmal zur 
Gesamtsicht, zur Draufsicht auf den Paragraf 17b. 
Er ist aus meiner Sicht eine sinnvolle Ergänzung 
des Instrumentenbaukastens, der der Bundesregie-
rung zur Verfügung stehen wird. Anders als Para-
graf 18, der nur den Zugriff, die Enteignung eines 
Unternehmens insgesamt erlaubt, ermöglicht der 
Paragraf 17b die Übertragung eines einzelnen Ver-
mögensgegenstands und zwar zu Marktbedingun-
gen in der Regel nach einem Bieterverfahren, in 
dem sich aus Angebot und Nachfrage der Kauf-
preis ergibt, der jedenfalls bei einem funktionie-
renden Markt dann zugleich der Verkehrswert ist, 
sodass dann darüber hinaus vom Bund nicht noch 
eine weitere Entschädigung zu leisten ist. Insge-
samt halte ich den Paragrafen 17b nicht nur für 
rechtssicher, sondern auch für sinnvoll und 
zweckmäßig. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Für die AfD 
Herr Kotré bitte. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Meine Frage geht an 
Herrn Dr. Vöpel. Sie haben ausgeführt, dass der 
Begriff Versorgungssicherheit nicht ordentlich be-
stimmt ist. Und vielleicht können Sie da noch ein 
paar Ausführungen machen, vor allen Dingen un-
ter welchen Umständen diese quasi Enteignungs-
regelung denn greifen könnte, damit das dann ins-
gesamt auch international rechtsicher wäre? 
Rosneft zum Beispiel, auf die diese Regelung hier 
abzielt, soll ja enteignet werden eben mit diesen 
Regelungen. Die haben aber immer zuverlässig ge-
liefert. Also hier gibt es keine Vorwürfe in dem 
Sinne. Wie muss das ausgestaltet sein? 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Prof. Vöpel, bitte. 

SV Prof. Dr. Henning Vöpel (Stiftung Ordnungs-
politik): Also eine hinreichende Begründung ist 
hier natürlich nicht, dass es zu Versorgungseng-
pässen kommt. Das bildet sich über steigende 
Preise ab. Das erleben wir immer wieder, dass es 
Versorgungsengpässe gibt. Aber das sind Knapp-
heiten, mit denen der Markt ganz gut umgehen 
kann, wo der Staat natürlich auch keine unmittel-
baren Eingriffsmöglichkeiten hat, sondern hier be-
steht die Möglichkeit, und das regelt Paragraf 17b 
eben auch in dem Fall, dass bestimmte Teile der 
Infrastruktur, etwa durch feindliche Eingriffe oder 
etwa durch Kriege, wie wir es gerade erlebt haben, 
gestört ist. Unmittelbarer Handlungsbedarf besteht 
in Fällen, in denen der Markt eben nicht reagieren 
kann. Hier muss und ist begründet, dass der Staat 
eingreift. Und dieser Fall ist ganz klar zu unter-
scheiden von normalen Vorgängen oder Prozessen 
der Angebotsverknappung. Hier kann der Staat 
nichts tun, sondern das können die Märkte. Und 
deshalb ist hier eine sehr klare Fallunterschei-
dung erforderlich. Allein die Tatsache, dass Preise 
steigen, rechtfertigt noch keinen Eingriff des 
Staates. Es kann aber natürlich zu einer allgemei-
nen Krise der Versorgungssicherheit oder Be- 
einträchtigung der Versorgungssicherheit kom-
men, wie wir es gerade erlebt haben. Und das hat 
infrastrukturelle, das hat geopolitische Gründe 
und in solchen Fällen ist ein solcher Eingriff des 
Staates temporär begründet. Nochmal hier der 
Hinweis: In dem Moment, wo ich diese Kriterien 
definiere, muss ich uno-actu im Grunde auch klar-
stellen, unter welchen Bedingungen der Staat die-
sen Eingriff rückgängig macht. 

Abg. Steffen Kotré (AfD): Dazu die Nachfrage. Sie 
sehen, also im Moment noch nicht eine Begriffs-
bestimmung so, dass sie rechtsicher wäre? 

Der Vorsitzende: Herr Vöpel. 

SV Prof. Dr. Henning Vöpel (Stiftung Ordnungs-
politik): In der Tat, das bestätige ich. So wie der 
Paragraf definiert und ausgestaltet ist, halte ich 
die Rechtssicherheit für nicht gegeben. Und hier 
müssen sicherlich die Kriterien nochmal nachge-
schärft werden. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Kruse für die FDP. 
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Abg. Michael Kruse (FDP): Dann schließe ich 
mich vielleicht gleich mal an und gebe diese 
Frage nochmal in die Runde. Vielleicht startet 
Herr Vöpel und erläutert an dieser Stelle nochmal, 
wo hier nachgeschärft werden sollte? Und dann 
würde ich die Frage auch an Herrn 
Prof. Holterhus geben. Danke. 

Der Vorsitzende: Herr Vöpel und dann Herr 
Holterhus. 

SV Prof. Dr. Henning Vöpel (Stiftung Ordnungs-
politik): Also ich kann es im Grunde nur nochmal 
ergänzen. So, wie es dort definiert ist, also die Vo-
raussetzung für den Eingriff des Staates, ist es zu 
allgemein. Und das könnte aufseiten der privaten 
Akteure die Vermutung befördern, dass hier der 
Staat in vielen Fällen, in nicht klar definierten 
Fällen eingreift. Damit würde der Staat eine deut-
lich größere Funktion und Rolle spielen in der 
Versorgungssicherheit, in der Herstellung der Si-
cherung der Versorgungssicherheit, im Normalzu-
stand und das könnte – wie gesagt – zu einer Ver-
drängung privater Investitionen führen, auch dort, 
wo wir die privaten Investitionen dringend brau-
chen. Hier muss die Rechtssicherheit klar gegeben 
sein und aus meiner Sicht ist es das nicht. Das be-
trifft den Anwendungsbereich, also wann der 
Staat berechtigt ist einzugreifen und unter wel-
chen Bedingungen er wieder raus geht. 

Der Vorsitzende: Ok. Herr Holterhus. 

SV Prof. Dr. Till Patrik Holterhus (Leuphana  
Universität Lüneburg): Ganz kurz daran anschlie-
ßend, hier bin ich tatsächlich jetzt beim Bundes-
verwaltungsgericht. Das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts, glaube ich, zeigt dann schon, dass 
wir in diesem Bereich wohl kein Bestimmtheits-
problem haben. Für die Ausformung unbestimm-
ter Rechtsbegriffe sind im Regelfall dann doch die 
Gerichte zuständig. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat das in diesem Fall relativ umfassend ge-
tan. Es hat sich sehr intensiv mit der Frage der Vo-
raussetzungen der Treuhandordnung auseinander-
gesetzt. Diese ist eben die Gefährdung der Energie-
versorgungssicherheit, etwas andere Formulie-
rung, aber die eben hier angeprangerte Formulie-
rung, die sich so auch im Paragrafen 17b findet. 
Hier ist davon auszugehen, das muss man klar so 

sagen, dass die Gerichtsbarkeit, die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit und die Verfassungsgerichtsbarkeit 
diesen Begriff so ausformen wird, dass er rechts-
sicher gehandhabt werden kann. Ich sehe es über-
haupt nicht so, dass zu erwarten ist, dass jetzt auf 
der Grundlage dieses unbestimmten Rechtsbegrif-
fes, der eben nicht unüblich ist als Tatbestandvo-
raussetzung im Bereich des Verwaltungsrechtes, 
irgendwie großflächige Enteignung in die deutsch-
beherrschte Energieinfrastruktur zu erwarten wä-
ren, sondern das hier tatsächlich die Spezifizie-
rungsmaßnahmen, die auf gerichtlicher Ebene 
stattfinden, diese Tatbestandsmerkmale auszufor-
men, auch dieses Tatbestandsmerkmal, angefan-
gen mit dem jetzt ergangenem Urteil, aber auch 
mit weiteren Urteilen, die wir sehen werden, wei-
ter zunimmt und so ausreichend Rechtssicherheit 
generiert wird. Diese Produktion von Rechtssi-
cherheit unbestimmter Rechtsbegriffe ist so aus-
drücklich auch vom Bundesverfassungsgericht ak-
zeptiert. 

Der Vorsitzende: Danke. Herr Lenkert für 
DIE LINKE. bitte. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.) Vielen Dank. 
Die unter Treuhand stehende PCK Schwedt 
könnte die Basis sein für eine ökologische gesamt-
gesellschaftliche Energiewende. Trotzdem werden 
nun ausländische Investoren gesehen. Frau 
Schwerdtner, welche Risiken können Ihrer Mei-
nung nach aus der Privatisierung von Vermögens-
gegenständen aus der Treuhandverwaltung heraus 
entstehen? 

Der Vorsitzende: Frau Schwerdtner, bitte. 

SV Ines Schwerdtner („Genug ist Genug“): Im 
Grunde ist die Antwort auf die Frage das Gegen-
teil vom dem, was Herr Vöpel gesagt hat, nämlich 
im Grunde, weil das Gesetz, so wie es jetzt vor-
liegt, eben genau beides zulässt, nämlich einer-
seits die Verwaltung durch den Bund beziehungs-
weise durch den Staat. Und das ist eher der Vor-
teil des Gesetztes, würde ich sagen, weil wir nicht 
abschätzen können, wie diese Krise weitergeht 
und es nicht darum gehen muss, möglicherweise 
ausländische Investitionen abzuschrecken oder 
auch nicht, weil diese auf gar keinen Fall irgend-
eine Grundlage dafür bilden sollten, über die 
Energieversorgung zu sprechen. Man will sich ja 
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nicht von ausländischen privaten Investitionen 
abhängig machen. Das zum einen. Das ist auch 
unabhängig von Kriegsgeschehen. Zusätzlich 
kommt neben den Klagen, die dann das russische 
Unternehmen Rosneft durch Abkommen machen 
könnte, nämlich auch zusätzlich durch den Ener-
giecharta-Vertrag und bilaterale Abkommen, das 
ausländische Investitionen schützt im Energiesek-
tor. Der Vertrag läuft noch, auch wenn Deutsch-
land ausgestiegen ist zum 21. Dezember 2023. In-
sofern wenn es zum Bespiel zu einer schärferen 
Klimagesetzgebung kommen könnte, und das ist ja 
nicht ganz ausgeschlossen, dass man das wollen 
könnte, könnte es Klagen vor internationalen 
Schiedsgerichten geben gegen Staaten. Zum Bei-
spiel jetzt auch gegen die Bundesrepublik 
Deutschland, so wie das zum Beispiel RWE gegen 
die Niederlande getan hat. Da kam es aufgrund 
eines schnelleren Kohleausstiegs zu einer Strafe 
von 1,4 Milliarden Euro. Und ich glaube, wir soll-
ten nicht, auch wenn dieses jetzt nur ein Beispiel 
ist und auch nur noch dieses Jahr gilt, sollte man 
sich nicht davon abhängig machen, dass einzelne 
Unternehmen Staaten vor Schiedsgerichten dazu 
verklagen können. Dass das noch zusätzlich zu 
den Entschädigungen, die man sowieso hätte zah-
len müssen, noch dazukommt und insofern soll-
ten internationale Investoren nicht auch noch in 
die Lage kommen, uns zu verklagen. Insofern ist 
das eher noch ein größeres Risiko, das es zu be-
denken gilt neben dem, wie ich schon gesagt 
hatte, dass man sich nicht in die Abhängigkeit 
von privaten internationalen Investoren stellen 
sollte.

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.) Also wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, besteht die Gefahr, 
dass, wenn man an Außeninvestoren vor dem 
21. Dezember diesen Jahres verkauft, dass diese 
dann im Nachgang, wenn wir die Klimaschutzge-
setze verschärfen, erneut über Investitionsschutz-
klagen gegen Deutschland vorgehen könnten. 

SV Ines Schwerdtner („Genug ist Genug“): 
Genau. Im Grunde heißt das, dass man in diesem 
Jahr keine schärfere Klimagesetzgebung machen 
kann, weil man sich abhängig gemacht hat von 
ausländischen Investoren. 

Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. Wir sind da-
mit am Ende der Anhörung. Ein sehr breites 
Spektrum von Positionen, die wir gehört haben. 
Wir hatten ja in der Vergangenheit enorme Ein-
griffe des Staates, die die Versorgungssicherheit 
überhaupt gewährleistet haben. Das muss man na-
türlich immer vor diesem Hintergrund in der gan-
zen Debatte auch sehen. Ich bedanke mich bei 
Ihnen für Ihren Sachverstand, ich bedanke mich, 
dass Sie hier waren, trotz der heutigen Schwierig-
keiten wegen des Streiks. Umso mehr freue mich, 
dass Sie hier waren, dass wir das nicht nur digital 
machen konnten, weil eine persönliche Debatte, 
wenn man sich in die Augen schauen kann, ist 
immer noch besser als vor dem Mäusekino zu sit-
zen. Recht herzlichen Dank. Ich wünsche Ihnen 
einen angenehmen Nachhauseweg, das gilt auch 
für meine Kolleginnen und Kollegen Abgeordne-
ten. 

 

 

Schluss der Sitzung: 15:37 Uhr 
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